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1. Satzung zur Änderung der Satzung des Schulzweckverbandes Sekundarschule 
Anröchte/Erwitte vom 15.05.2014 

 
Die Schulzweckverbandsversammlung hat gemäß des § 78 Abs. 8 des Schulgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (SchulG) vom 15.02.2005 (GV NRW S. 102), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 13. November 2012 (GV. NRW. S. 514), der §§ 1 und 4 bis 21 des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG) vom 01. Oktober 1979 (GV NRW S. 621), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. S. 474) und des § 
7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. 
S. 878), die 1. Satzung zur Änderung der Satzung des Schulzweckverbandes Sekundarschule 
Anröchte/Erwitte am 15.05.2014 beschlossen. 
 
 

§ 1 
Der § 1 der Satzung des Schulzweckverbandes Sekundarschule Anröchte/Erwitte wird wie folgt 
geändert: 
 
Aufgrund 
 
- des § 78 Abs. 8 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (SchulG) vom 
15.02.2005 (GV NRW S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. November 
2012 (GV. NRW. S. 514) 
 
- der §§ 1 und 4 bis 21 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG) vom 01. 
Oktober 1979 (GV NRW S. 621), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 23. Oktober 
2012 (GV. NRW. S. 474),  
 
 
- des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 
1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 
(GV. NRW. S. 878),  
 
hat die Schulzweckverbandsversammlung die 1. Satzung zur Änderung der Satzung 
des Schulzweckverbandes Sekundarschule Anröchte/Erwitte am 15.05.2014 beschlossen 
 
 

§ 2 
Der § 13 Abs. 2 der Satzung des Schulzweckverbandes Sekundarschule Anröchte/Erwitte wird wie 
folgt geändert: 
 
Die von der Zweckverbandsversammlung zu bestimmende Person, welche die Funktion des 
Kämmerers im Sinne der haushaltsrechtlichen Vorschriften der GO NRW wahrnimmt, stellt den 
Haushaltsplan für jedes Jahr auf, in dem sämtliche Aufwendungen und Erträge zu erfassen sind, 
die nach sorgfältiger Ermittlung im Haushaltsjahr voraussichtlich zur Erfüllung aller Aufgaben des 
Verbandes anfallen werden. Der Haushaltsplan wird vom Verbandsvorsteher bestätigt und ist von 
der Verbandsversammlung zu beschließen. Die Grundsätze der Budgetierung, d.h. der eigenver-
antwortlichen Bewirtschaftung der Mittel durch die Schule sollen berücksichtigt werden. 
 

 
§ 3 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
Übereinstimmungserklärung gemäß § 2 Absatz 3 und BekanntmVO 
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Der vorstehende Beschluss über den Erlass der Satzung stimmt mit dem Satzungsbeschluss des 
Schulzweckverbandes vom 15.05 2014 überein. Der Beschluss ist ordnungsgemäß zustande ge-
kommen (§ 2 Absatz 1und 2 BekanntVO). 
 
Anröchte, 22. Oktober.2014 
 
gez. Wessel 
Schulzweckverbandsversammlungsvorsitzender 
 
 
Bekanntmachungsanordnung  
Die vorstehende 1. Satzung zur Änderung der Satzung des Schulzweckverbandes Sekundar-
schule Anröchte/Erwitte vom 15.05.2014 wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. Es wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt,  
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden,  
c) der Zweckverbandsvorsteher hat den Zweckverbandsversammlungsbeschluss vorher bean-

standet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Zweckverband vorher gerügt und dabei 

der verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
 
Gemeinde Anröchte 
 
Anröchte, 22.Oktober 2014 
 
gez. Hüls 
Schulzweckverbandsvorsteher 
 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für  
die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin der Gemeinde  

Anröchte  
im Jahr 2015 

 
 
Gemäß § 15 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 
1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Oktober 2013 (GV. 
NRW. S. 564) in Verbindung mit § 24 der Kommunalwahlordnung – KWahlO – vom 31. August 
1993 (GV. NRW. S. 592, 967), zuletzt geändert durch die 11. Änderungsverordnung der Kommu-
nalwahlordnung vom 03.12.2013 (GV. NRW. S. 730) – SGV. NW. 1112 – fordere ich hiermit auf, 
Wahlvorschläge zur Wahl  
 

des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin der Gemeinde Anröchte 
 

spätestens bis zum 48. Tag vor der Wahl (27.07.2015), 18.00 Uhr 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13826&vd_back=N194&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13826&vd_back=N194&sg=0&menu=1
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beim Wahlleiter der Gemeinde Anröchte, Hauptstraße 74, 59609 Anröchte, einzureichen. Es wird 
dringend empfohlen, die Wahlvorschläge möglichst frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, 
damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, rechtzeitig behoben wer-
den können. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter der Gemeinde 
Anröchte, Hauptstraße 74, 59609 Anröchte, kostenlos abgegeben werden.  
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 und 17, 46 b und 46 d Abs. 1 bis 4 KWahlG und der §§ 25, 26, 
75a und 75b KWahlO weise ich hin. Darüber hinaus gelten die Vorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.12.2013 (GV. NRW. S. 878).  
 
Der Tag, an dem die Bürgermeisterwahlen stattfinden, wird vom Innenminister festgelegt und be-
kannt gemacht (Wahlausschreibung). Die Wahlausschreibung erfolgte am 28.10.2014 im Ministe-
rialblatt NRW (MBl. NRW Nr. 29 vom 28.10.2014, S. 625). Danach findet die Wahl der Nachfol-
ger/Nachfolgerinnen der am 30. August 2009 gewählten Bürgermeister/Bürgermeisterinnen, deren 
Amtszeit am 20. Oktober 2015 endet, am 13. September 2015 statt. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber/eine Bewerberin enthalten. Wahlvorschläge 

können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), 
von Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten 
(Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen) eingereicht werden.  

 
1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvor-

schlag nur benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahl-
gebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so 
kann die Partei oder Wählergruppe ihren/ihre Bewerber/Bewerberin in einer Versammlung 
von Wahlberechtigten aufstellen lassen. 

 
Wird von Parteien und Wählergruppen eine Person als gemeinsamer Bewer-
ber/gemeinsame Bewerberin benannt, ist sie entweder in einer gemeinsamen Versamm-
lung oder in getrennten Versammlungen der beteiligten Wahlvorschlagsträger zu wählen. 
Die Träger des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen keinen anderen als den gemeinsa-
men Bewerber/die gemeinsame Bewerberin wählen und zur Wahl vorschlagen. 
 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger), die 
in Deutschland wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. 
 
Der/Die Bewerber/Bewerberin und die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversamm-
lungen sind in geheimer Wahl zu wählen. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zu-
sammentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am 
Tage des Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter/Vertreterinnen einberufenen Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 
 
Die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung und der/die Bewer-
ber/Bewerberin sind innerhalb der letzten 15 Monate vor Ablauf der Amtsperiode zu wäh-
len. Die Amtsperiode des/der Bürgermeisters/Bürgermeisterin endet am 20. Oktober 2015. 
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Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen 
den Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen 
solchen Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 

 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter und Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, 
über die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
sowie über das Verfahren für die Wahl des/der Bewerbers/Bewerberin regeln die Parteien 
und Wählergruppen durch ihre Satzungen. 
 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des/der Bewerbers/Bewerberin mit An-
gaben über Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen 
Mitglieder, Vertreter oder Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der/die Leiter/Leiterin der Versammlung und 
zwei von dieser bestimmte Teilnehmer/Teilnehmerinnen gegenüber dem Wahlleiter an Ei-
des statt zu versichern, dass die Wahl des/der Bewerbers/Bewerberin für das Amt des/der 
Bürgermeisters/Bürgermeisterin in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Die Beibringung ei-
ner Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides statt bis zum Ab-
lauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahl-
vorschlags. 

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden 

Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des 
zuständigen Kreises, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus Nordrhein-
Westfalen im Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn 
sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine 
schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für auf Landesebene organisierte 
Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteienge-
setzes bis zum Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter ein-
gereicht haben. 

 
Die Wahlausschreibung erfolgte am 28.10.2014. Welche Parteien, die auf Landesebene 
organisiert sind, gem. § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem Bundeswahlleiter die Unterlagen 
eingereicht haben und wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf Bestätigung der ord-
nungsgemäßen Einreichung von Satzung und Programm von Parteien und Wählergruppen 
eingereicht werden können, wird das Innenministerium nach dem Zeitpunkt der Wahlaus-
schreibung öffentlich bekanntmachen. Bestätigungen im Sinne des § 26 Abs. 5 Satz 3 
KWahlO können deshalb erst nach der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung ausge-
stellt werden. Dies ist aber unschädlich, da diese Nachweise oder Bestätigungen Bestand-
teil der Wahlvorschläge sind und noch bis zu dem in § 15 Abs. 1 Satz 1 KWahlG genannten 
Zeitpunkt erbracht bzw. nachgereicht werden können.  
 

 
2. Form und Inhalt der Wahlvorschläge für das Amt des/der Bürgermeis-

ters/Bürgermeisterin 
 
2.1 Der Wahlvorschlag für das Amt des/der Bürgermeisters/Bürgermeisterin soll nach dem 

Muster der Anlage 11d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 
 

- Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 
Wahlvorschlag einreicht; andere Wahlvorschläge können durch ein Kennwort des 
Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden; 

- Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift 
(Hauptwohnung) sowie Staatsangehörigkeit des/der Bewerbers/Bewerberin. 
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Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten. 

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zu-

ständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Gemeinsame Wahlvor-
schläge müssen von den jeweiligen für das Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller betei-
ligten Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss 
der/die Unterzeichner/Unterzeichnerin des Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahlberechtigt 
sein. Wer für das Amt des/der Bürgermeisters/Bürgermeisterin wählbar ist, kann sich selbst 
vorschlagen. 

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außer-

dem von mindestens  130 Wahlberechtigten der Gemeinde persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsge-
mäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvor-
schlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der /die Wahl-
vorschlagsträger/Wahlvorschlagsträgerin nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig er-
bracht werden. Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahlvorschläge sind nur 
beizubringen, wenn alle beteiligten Wahlvorschlagsträger/Wahlvorschlagsträgerinnen unter 
die in Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen fallen. 

 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 130 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so 

sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu erbrin-
gen. Dabei ist Folgendes zu beachten: 

 
- Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der 

Anforderung sind die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvor-
schlag einreichen will, bei Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen das Kennwort, 
sowie Familienname, die Vornamen und Wohnort des/der vorzuschlagenden Be-
werbers/Bewerberin anzugeben. Der Wahlleiter hat diese Angaben im Kopf der 
Formblätter zu vermerken. 

- Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf dem 
Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreiben; die Angaben zum Familien-
namen, Vornamen, Tag der Geburt und zur Anschrift (Hauptwohnung) des Unter-
zeichners/der Unterzeichnerin sowie der Tag der Unterschrift sollen vom Unter-
zeichner/von der Unterzeichnerin persönlich und handschriftlich ausgefüllt werden. 

- Für jeden/jede Unterzeichner/Unterzeichnerin ist auf dem Formblatt oder gesondert 
eine Bescheinigung seiner/ihrer Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur 
KWahlO beizufügen, dass er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

- Ein/Eine Wahlberechtigter/Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen; hat jemand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine/ihre Un-
terschrift auf allen weiteren Wahlvorschlägen ungültig. 

 
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den/die Bewerber/Bewerberin ist zulässig, 
wenn dieser/diese in der Gemeinde wahlberechtigt ist. 

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 

- Die Zustimmungserklärung des/der Bewerbers/Bewerberin nach dem Muster der 
Anlage 12c zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach 
dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO abgegeben werden. Dabei hat der/die Be-
werber/Bewerberin zu versichern, dass er/sie für keine andere Wahl zum/zur Bür-
germeister/Bürgermeisterin oder Landrat/Landrätin kandidiert. Die ordnungsgemä- 
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ße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist 
ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13b zur KWahlO; die 
Bescheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11d 
zur KWahlO abgegeben werden. 

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der Nie-
derschrift über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung 
des/der Bewerbers/Bewerberin (Anlage 9c zur KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 
KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt über die geheime Ab-
stimmung (Anlage 10c zur KWahlO). Die Beibringung einer Ausfertigung der 
Niederschrift und der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvor-
schlags. 

 
 
Gemeinde Anröchte 
 
Anröchte, den 25.11.2014 
 
gez. Holtkötter 
Der Bürgermeister als Wahlleiter 
 

 
2. Nachtrag zur 

Satzung der Gemeinde Anröchte über die Festsetzung der Hebesätze 
für die Grund- und Gewerbesteuer 

( Hebesatzsatzung ) 
 

vom 10.12.2014 
 

Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV.NRW. S. 878); in Verbindung mit § 25 des Grundsteu-
ergesetzes vom 07. August 1973 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 38 des Gesetzes 
vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794) und § 16 des Gewerbesteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 25. Juli 2014 (BGBl. I S. 1266) hat der Rat der Gemeinde Anröchte in seiner       
Sitzung am 09.12.2014 folgende 2. Nachtragssatzung beschlossen: 
 
Die Satzung der Gemeinde Anröchte über die Festsetzung der Hebesätze für die Grund- und Ge-
werbesteuer (Hebesatzsatzung) vom 28.03.2012 in der Fassung des 1. Nachtrags vom 26.09.2012 
wird wie folgt geändert: 
 
 

Artikel I 
 

§ 1 erhält folgende Fassung: 
 

Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
 ( Grundsteuer A )  230  v.H. 
2.  Grundsteuer für Grundstücke  
 ( Grundsteuer B )  430  v.H. 
3. Gewerbesteuer   419  v.H. 
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§ 2 erhält folgende Fassung: 
 
Die vorstehenden Steuersätze gelten für die Zeit ab 01.01.2015. 
 
 

Artikel II 
 
Die 2. Nachtragssatzung tritt zum 1. Januar 2015 in Kraft. 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Der Wortlaut des Satzungstextes stimmt mit dem Satzungsbeschluss des Rates überein. Die vor-
stehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt  gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Anröchte vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
Gemeinde Anröchte 
 
Anröchte, 10. Dezember 2014 
 
gez.  Holtkötter  
Bürgermeister 

 

 

 


